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Stabile Brücken für den Arbeitsmarkt
Bundesregierung beschließt Maßnahmen zur Stabilisierung

Vor dem Hintergrund der weltweiten Finanz
schaftskrise sind der Arbeitsmarkt und damit die Sozia
kassen in Deutschland erstaunlich stabil geblieben. Es ist
jetzt dennoch richtig, sich trotz der vielen guten Nachric
ten nicht auszuruhen, sondern weiter Impulse zu se
Die Koalition aus Union und FDP handelt daher gen
diesem Sinne: Mit dem Beschäftigungschancengesetz hat
das Bundeskabinett an diesem Mittwoch ein Maßnahme
paket beschlossen, das aus der Krise h
mehr Beschäftigung baut. Die durch das Konjunkturpaket
II eingeführten Sonderregelungen zum Kurzarbeitergeld
Erstattungsregelung der Sozialversicherungsbeiträge, E
leichterung der Zugangsvoraussetzungen zur Kurzarbeit
sowie die Gleichstellung von Konjunktur
zarbeitergeld – werden bis zum 31. März 2012 verlängert.
Außerdem fallen Leiharbeitnehmer zukünftig unter die
gleichen Regelungen zur Kurzarbeit wie andere Arbei
nehmer. Die Verlängerung bis zum Ende des ersten Qua
tals 2012 ermöglicht den Betrieben eine verlässliche Pe
sonalplanung ohne Entlassungen bis über den Winter
2011/2012 hinaus. Die CDU-Landesgruppe Baden
Württemberg im Deutschen Bundestag hatte sich anläs
lich eines arbeitsmarktpolitischen Gesprächs mit der Leit
rin der Regionaldirektion Baden-Württemberg der Bunde
agentur für Arbeit, Frau Eva Strobel, bereits zu Begi
Jahres für die Verlängerung der beitragsfreien Kurzarbeit
ausgesprochen. Durch die Übernahme der Sozialversich
rungsbeiträge durch die Bundesagentur für Arbeit werden
kurzarbeitende Betriebe finanziell entlastet. Die Kurzarbe
terregelung ist gerade für Baden-Württemberg, als typ
sches Mittelstandsland, von größter Bedeutung. Der A
beitsmarkt hier, insbesondere im Maschinenbau, wird von
der nun beschlossenen Verlängerung stärker als a
in Deutschland stabilisiert, und den Unte
eine größere Planungssicherheit gegeben. Mit dem von
der Bunderegierung beschlossenen Maßnahmenpaket
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den Blick genommen. Jugendlichen aus Hartz
wird durch eine neue Ferienjobregelung der Leistung
danke näher gebracht. Wer als Schüler nicht lernt, dass
sich Leistung lohnt, kann diese Erfahrung nicht ins E
wachsenenalter mitnehmen. Daher dürfen Schülerinnen
und Schüler, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, z
künftig in den Schulferien anrechnun
Euro verdienen. Sie werden damit Schülern gleic
deren Eltern nicht hilfsbedürftig sind, und können sich mit
ihrer Ferien-Arbeit eigene Wünsche erfüllen. Auch die
Situation von Alleinerziehenden soll ve
Alleinerziehende sind im Schnitt jünger als andere Lan
zeitarbeitslose, und sie sind besser ausgebildet. Dennoch
verharren sie länger im Hartz
diese Zielgruppe in den Zielvereinbarungen mit der Bu
desanstalt für Arbeit, den Ländern und d
Trägern konkrete Entwicklungsmaßnahmen aufgeno
men, die laufend nachgehalten werden. Zudem wird b
gleitend zu den Ausbildungs
Kinderbetreuung sichergestellt. Auch ältere Leistungsem
fänger sollen noch gezielter ihre
zen in den Arbeitsmarkt einbringen. Erste Erfolge aus dem
Bundesprogramm „Perspektive 50plus“ ze
Potential in dieser Zielgruppe steckt. Das Ko
Programms wird zukünftig flächend
Leistungsempfängern zu Gute kommen.
Mit diesem Maßnahmenbündel ist die Koalition aus Union
und FDP der Finanz- und Wirtschaftskrise sehr entschlo
sen entgegengetreten. Der Arbeit
außerordentlich robust: In ihrer Frühjahrsprognose rec
nen die Wirtschaftsforschungsinstitute damit, dass die
Arbeitslosenquote im Jahresdurchschnitt auf 8,1 Prozent
in 2010 und 7,9 Prozent in 2011 sinken wird. Im Jahre
durchschnitt erwarten die Wirtschaftsfo
für 2010 bei noch erheblichen Risiken für d
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im weltwirtschaftlichen Umfeld und im Bankenbereich
aufgrund der Belebung der Exportnachfrage ein wirt-
schaftliches Wachstum von 1,5 Prozent. Für 2011 sagen
sie ein Wachstum von 1,4 Prozent voraus. Anders ist die
Lage bei den öffentlichen Haushalten. Hier erwarten die
Institute für dieses und nächstes Jahr einen Anstieg der
Defizite auf 4,9 Prozent beziehungsweise 4,2 Prozent,
unter Berücksichtigung erster möglicher Konsolidierungs-
maßnahmen im Haushalt 2011. Die Einhaltung der im
Grundgesetz verankerten Schuldenbremse verlangt näm-
lich ab dem Jahr 2011 eine jährliche zusätzliche Konsoli-

dierung des strukturellen Defizits um rund 10 Milliarden
Euro bis zum Jahr 2016. Die Institute plädieren für eine
ausgabenseitige Konsolidierung. Unterstützung leisten die
Institute für die Entscheidung der Bundesregierung und
des Europäischen Rates, im Falle Griechenlands den
Internationalen Währungsfonds in die möglicherweise
erforderlichen Unterstützungsmaßnahmen einzubinden.
Über mögliche bilaterale Hilfen für Griechenland im euro-
päischen Rahmen muss aber gesondert entschieden wer-
den.

Aus Plenum und Lobby

Trauer um gefallene deutsche Soldaten

In der vergangenen Woche sind bei einem Anschlag von
regierungsfeindlichen Kräften vier deutsche Soldaten getö-
tet und fünf weitere verwundet worden. Erst am Karfrei-
tag waren drei deutsche Soldaten bei einem Gefecht im
Raum Kundus gefallen. In ihrer Regierungserklärung vor
dem Deutschen Bundestag hat Bundeskanzlerin Angela
Merkel am Donnerstag ihr tiefes Mitgefühl mit den Ange-
hörigen und Freunden der getöteten und verwundeten
Soldaten zum Ausdruck gebracht. Die Aufgabe der Deut-
schen Soldaten in Afghanistan ist es, die afghanische Re-
gierung bei der Herstellung von Sicherheit zu unterstüt-
zen. Nur wenn ein Mindestmaß an Stabilität erreicht wird,
kann verhindert werden, dass Afghanistan erneut zur
Ausgangsbasis für global operierende Terroristen wird.
Auf diesen Zusammenhang hat die Bundeskanzlerin wie-
der hingewiesen und deutlich gemacht, dass die Soldatin-
nen und Soldaten, die in Afghanistan im Einsatz sind,
ihren Dienst für unsere Sicherheit leisten. Sie bezeichnete
den Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan als notwendig im
Kampf gegen den internationalen Terrorismus. "Es wäre
ein Trugschluss zu glauben, Deutschland wäre nicht im
Visier des internationalen Terrorismus", sagte die Bundes-
kanzlerin.

In Trauer mit Polen verbunden

Mit einem Staatsakt sind der polnische Präsident Lech
Kaczyński und seine Ehefrau Maria Kaczyńska am Sonntag 
auf der Wawel-Burg in Krakau beigesetzt worden. An der
Trauerfeier in Krakau nahmen für Deutschland Bundes-
präsident Horst Köhler und Außenminister Guido Wester-
welle teil. Der Tod zahlreicher führender Repräsentanten
unseres östlichen Nachbarn ist eine nationale Tragödie.
Wir können den Schmerz der Polen nachvollziehen und
fühlen uns in Trauer mit unseren Nachbarn und Freunden

verbunden. Bei dem Absturz sind auch Freunde und Part-
ner, mit denen die Union über ihre Schwesterparteien
politisch zusammengearbeitet hat, ums Leben gekommen.
Die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfraktion trauern
mit dem polnischen Volk und mit den Angehörigen der
Opfer. In den kommenden Wochen wird Polen den Weg
zurück in die Normalität suchen. Auch diesen Weg wollen
wir mit Anteilnahme begleiten.

Deutschland: Leitmarkt für Elektromobilität

Die Bundesregierung will im Rahmen eines Gipfelge-
sprächs mit Experten, Unternehmens- und Verbandsver-
tretern am 3. Mai 2010 den Startschuss für eine Nationale
Plattform Elektromobilität geben. Für die Förderung von
Forschung und Entwicklung im Bereich alternativer Antrie-
be wird die Bundesregierung erhebliche Mittel bereit stel-
len. Die Konjunkturprogramme der Bundesregierung
enthalten zudem eine Zusage von weiteren 500 Millionen
Euro bis zum Jahr 2011. Innerhalb der Bundesregierung
gibt es dabei bereits eine abgestimmte Konzeption zur
Förderung von Modellregionen für Elektromobilität, deren
Entwicklung durch den Bund mit 115 Millionen Euro un-
terstützt wird. In acht Modellregionen, so beispielsweise in
Hamburg und in Berlin, werden zukunftsweisende, ganz-
heitliche Verkehrskonzepte für Elektromobilität erprobt.
Am Montag in dieser Sitzungswoche hat die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion unter der Federführung ihres Beauft-
ragen für Elektromobilität, dem Konstanzer Abgeordneten
Andreas Jung, in einem Fachgespräch den maßgeblichen
Akteuren eine Plattform geboten, um die technischen,
wirtschaftlichen und ökologischen sowie politischen As-
pekte dieses Themas zu erörtern. Ausgehend von dem
Ziel, in den kommenden zehn Jahren eine Million Elektro-
fahrzeuge auf die Straßen zu bringen, geht es jetzt bei-
spielsweise darum, in den Ballungsräumen möglichst zügig
den Aufbau eines Netzes von Ladestellen für Elektrofahr-
zeuge voranzubringen.
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Daten und Fakten

 Nachfrage nach Produkten „Made in Ge-
rmany“ steigt:

Die deutschen Exporte haben im Februar 2010
überraschend deutlich zugelegt: Die Ausfuhren
wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um 9,6%. In-
sgesamt wurden im Februar Waren im Wert von
70 Mrd. € exportiert. Kalender- und saisonberei-
nigt nahmen die Ausfuhren damit gegenüber dem
Januar um 5,1% zu. Die Außenhandelsbilanz
schloss im Februar mit einem Überschuss von
12,6 Mrd. € ab. Im Februar des Vorjahres hatte
der Saldo noch 8,9 Mrd. € betragen.

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

 Aufwendungen für Arzneimittel steigen
stärker als Gesundheitsausgaben:

In Deutschland betrugen die Gesamtausgaben für
Gesundheit im Jahr 2008 insgesamt 263,2 Mrd. €.
Gegenüber dem Vorjahr stiegen sie damit um
9,9 Mrd. € oder +3,9%. Für Arzneimittel wurden
im Jahr 2008 von allen Ausgabenträgern gut 43,2
Mrd. € ausgegeben (+1,6 Mrd. €; +3,7%). Dabei
wurden die stark überdurchschnittlichen Ausga-
benanstiege für Arzneimittel der gesetzlichen und
privaten Krankenversicherung von einem Rück-
gang der Zahlungen der privaten Haushalte, z.B.
im Bereich der Selbstmedikation, abgeschwächt.
Betrachtet man die Entwicklung über einen länge-
ren Zeitraum (2000-2008), so wird deutlich, dass
die Aufwendungen aller Ausgabenträger für Arz-
neimittel mit einem durchschnittlichen jährlichen
Anstieg von +4% deutlich stärker als die gesam-
ten Gesundheitsausgaben (+2,7%) wachsen. Bei
sich eher konstant entwickelnden Preisen und
rückläufigen Mengen wird der Ausgabenanstieg
für Arzneimittel insbesondere durch die soge-
nannte Strukturkomponente (hier: Substitution
eines Medikamentes durch ein indikationsglei-
ches, jedoch neueres und aufgrund des Patent-
schutzes meist teureres Arzneimittel) angetrie-
ben.

(Quelle: Statistisches Bundesamt und GKV-
Arzneimittelindex).

 Zitat:

«Jedem Mitglied dieses Hauses, das sich
ernsthaft mit dieser Frage beschäftigt hat -
und das unterstelle ich jedem von uns -, war
dies vor der Abstimmung über das aktuelle
Mandat bewusst. Wir können von unseren
Soldaten nicht Tapferkeit erwarten, wenn uns
selbst der Mut fehlt, uns zu dem zu bekennen,
was wir beschlossen haben.»

(Bundeskanzlerin Angela Merkel am Donnerstag
zu kriegsähnlichen Zuständen in Afghanistan in
ihrer Regierungserklärung vor dem Deutschen
Bundestag)

 Artikel vom 21.04.2010
Dr. Andreas Schockenhoff:
Beitrittsverhandlungen mit Island ?

Wenn an diesem Donnerstag der Deutsche Bun-
destag erstmals in seiner Geschichte darüber ent-
scheidet, ob mit Island EU-Beitrittsverhandlungen
aufgenommen werden sollen, dann werde ich zu-
stimmen. Dieses Recht zu einer Stellungnahme
haben wir als Parlament mit dem Inkrafttreten
des Lissabonner Vertrages erhalten. Seither kann
die Bundesregierung in Brüssel erst der Aufnah-
me von Beitrittsverhandlungen zustimmen, wenn
sie mit dem Bundestag darüber Einvernehmen
hergestellt hat. Damit sind wir Abgeordneten frü-
her als bisher in den Prozess von Beitrittsver-
handlungen eingebunden.
Ich habe mich von Anfang an dafür stark ge-
macht, dass wir dieses neue Recht so umfassend
wie möglich nutzen. Es kann deshalb nicht nur
um ein einfaches „Ja“ oder „Nein“ zu der Frage
gehen, ob Beitrittsverhandlungen aufgenommen
werden sollten. Vielmehr müssen wir klar unsere
Erwartungen an die Beitrittsverhandlungen for-
mulieren. (…)

Lesen Sie weiter auf meiner Homepage unter:
www.schockenhoff.de/seiten/berlin/artikel.html
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Terminvorschau

23.04.2010, 18.00 Uhr
Wahlkundgebung mit Ministerpräsident Mappus
und anschließender Wahlkreistagung des Wahl-
kreis Sigmaringen
Donau-Lauchert-Halle in Sigmaringendorf

30.04.2010, 16.30 Uhr
Gespräch zur Elektrifizierung der Südbahn
Rathaus in Ravensburg

03. – 07. 05. 2010
Sitzungswoche in Berlin

07.05.2010, 20.00 Uhr
Ev. Kirche und Partnerschaftsverein Wangen
Wangen

08.05.2010, 9.30 Uhr
Landessportbundtag des Württembergischen
Landessportbundes
Kultur- und Kongresszentrum in Weingarten

12.05.2010, 9.15 Uhr
Besuch des Pro Gymnasiums Altshausen und Gespräch mit
den Schülern
Altshausen

12.05.2010, 14.30 Uhr
Podiumsdiskussion mit Schülern des Albert-Einstein-
Gymnasiums Ravensburg (Projekttage)
Ravensburg

12.05.2010, 18.00 Uhr
Diskussionsrunde Junge Union Bad Waldsee
„Zukünftiges Europa – Straßburger Erklärung“
Bad Waldsee

14.05.2010
Blutritt in Weingarten

17. – 21. 05. 2010
Sitzungswoche in Berlin

08.05.2010, 14.00 Uhr
Delegiertenversammlung des Landessportbundes
Kultur- und Kongresszentrum Weingarten
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